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EIN KOMMENTAR

Kriminalpolizei am Limit

Sabrina Kunz: „Die Kriminalpolizei ist am 
Limit. Es muss schnell und zielgerichtet 

gehandelt werden.“ 
Pensionierungswellen, eine massive 

Überalterung auf der einen Seite – eine deut-
liche Verjüngung auf der anderen Seite, situ-
ationsbedingte Mehrbelastungen bei sich dy-
namisch entwickelnden Herausforderungen, 
Probleme bei der Nachwuchsgewinnung, 
zunehmende Spezialisierungsbedarfe bei 
gleichzeitiger Notwendigkeit der Kriminal-
polizei in der Fläche – der Handlungsbedarf 
in der kriminalpolizeilichen Aufgabenbewäl-
tigung ist groß. 

Die Zahl der interessierten Kolleg:innen 
für die Arbeit der Kriminalpolizei liegt weit 
hinter dem benötigten Bedarf zurück. Die 
Gründe dafür sind seit Langem bekannt 
und vielschichtig. Nur ändert sich das kaum 
bzw. zu langsam. 

Trotzdem wird die Arbeitsbelastung der 
Kriminalpolizei in den nächsten Jahren 
noch weiter steigen, weil es der Polizei im-
mer besser gelingt, auch Straftaten, die sich 
im Dunkelfeld des Internets ereignet haben, 
aufzuhellen. Was das für die Arbeit der Kri-
minalpolizei bedeutet, erleben wir bei der 
Bekämpfung des Kindesmissbrauchs bzw. 
der sexualisierten Gewalt gegen Kinder be-
reits.  Zudem steigen die Fallzahlen, welche 
nicht direkt durch die PKS abgebildet wer-
den, seit Jahren deutlich an. 

Andere Bereiche wie z. B. die Bekämp-
fung der Betäubungsmittelkriminalität des-
wegen zu vernachlässigen, wäre fatal und 
würde dem Anspruch einer rechtsstaatli-
chen Bürgerpolizei nicht gerecht. Und auch 
hier ist mit einem höheren Fallaufkom-
men zu rechnen. Nach dem Jahresbericht 
„Rauschgift“ aus dem Jahr 2019 befinden 
wir uns bei den Rauschgiftdelikten und bei 
der Sicherstellung von harten Drogen auf ei-
nem Höchststand. 

Kluge, innovative, aber gleichzeitig auch 

vernünftige und mitarbeiterorientierte Lösun-

gen müssen her, um die permanente Arbeits-

überlastung zurückzuführen und die Einsatz-

fähigkeit der Kriminalpolizei im Land insge-

samt zu erhalten und zu stärken und damit 

eine vertretbare „Work-Life-Balance“ zu 

schaffen.

Lösen lässt sich das alles jedoch nur, wenn 
die Kripo endlich so viele Stellen bekommt, 
wie sie für ihre Arbeit braucht. Und dies nicht 
durch das Ausdünnen an anderer Stelle, son-
dern durch eine an den Bedarfen orientieren 
Einstellungspolitik. Die Einstellungszahlen 
müssen dabei helfen und können zu einer 
Entspannung beitragen; diese Notwendigkeit 
sehen wir insbesondere auch im Tarifbereich. 

Dass sich nunmehr die Behördenleitun-
gen, das Innenministerium und in Teilen 
auch die Politik dieses Themas angenom-
men haben, wird durch die GdP begrüßt; 
fordern wir doch seit Jahren eine personel-
le Verbesserung. Wir warnen jedoch vor 
Schnellschüssen. 

Klar ist, dass schnelle, zielgenaue Lösun-

gen notwendig sind, welche dann auch zü-

gig umgesetzt werden müssen. Fakt ist aber 

auch, dass dies ohne den Blick der Betroffe-

nen nicht gelingen kann. Denn diese wissen 

am besten, wo es hakt. 

Spezialist:innen von außen 
helfen … aber nur bedingt 

Die GdP hat mit ihrer Umfrage unter Dienst-
zweigwechsler:innen vor einigen Jahren 
den eindrucksvollen Beleg dafür geliefert, 
wie wichtig es für die kriminalpolizeiliche 
Aufgabenbewältigung ist, zunächst im Strei-
fendienst der Schutzpolizei Erfahrungen zu 
sammeln. Dies gilt demzufolge auch für Spe-
zialist:innen in unterschiedlichen Berei-
chen. Das fachliche Know-how, das unsere 
Spezialist:innen von außen – z. B. im IT-Be-
reich – mitbringen, ist dringend notwendig. 
Besonders effektiv lassen sich diese Kol-
leg:innen jedoch einsetzen, wenn sie auch 
das ermittlungstaktische Know-how haben 
und die Organisation auch wirklich kennen. 

Unser Zwischenfazit hierzu: das eine tun, 
ohne das andere zu lassen! 

Stärkung statt Abbau der 
Fortbildung 

In kaum einem anderen Bereich ist der 
Fortbildungs- und Qualifizierungsbedarf 
so stark gestiegen wie bei der Kriminalpoli- 
zei. Gerade in Zeiten des rasanten techno-
logischen Wandels ist ein adäquates, mo-
dernes und fachlich anspruchsvolles Fort-
bildungs- und Qualifizierungsprogramm 
erforderlich, ja sogar unverzichtbar. Dieses 
muss sich an den Bedürfnissen der Praxis 
orientieren. 

Im ersten Schritt ist es hierzu erforder-
lich, auch weiterhin die kriminalpolizeili-
chen Inhalte und vor allem deren Auswir-
kungen auf die Ermittlungskompetenzen 
der jungen Kolleg:innen im Studium anzu-
passen und zu evaluieren. Wird im Studi-
um auf die richtigen Inhalte gesetzt? Wird 
im Studium das notwendige Standardreper-
toire an Ermittlungskompetenz vermittelt? 

Hierzu gehört es aber auch, die Fortbil-
dungsinhalte des theoretischen Teils des 
Dienstzweigwechsels weiterhin fortlau-
fend zu evaluieren. Zudem ist es essenziell, 
den Kolleg:innen der Kriminalpolizei fach-
spezifische Fortbildungsangebote zu unter-
breiten; zeitnah, umfassend und bedarfs-
orientiert. 

Geschieht dies alles nicht, wird die Hand-
lungsfähigkeit der Ermittlungsdienste wei-
ter eingeschränkt, weil die dort eingesetzten 
Kolleg:innen von der fachlichen und techni-
schen Entwicklung überrollt werden. 

Macht sich für die Kriminalpolizei stark: Sabrina Kunz
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Digitalisierung in der 
Kriminalpolizei voranbringen

Die Datenmengen, mit der sich die Polizei 
allein in Rheinland-Pfalz bei der Ermitt-
lung von Straftaten im Internet konfrontiert 
sieht, bewegen sich im Terabyte-Bereich 
und sie wachsen weiter an. Es stellt sich – 
neben personellen Erfordernissen – dem-
nach die Frage, ob bei einzelnen Delikts-
feldern künstliche Intelligenz zur gezielten 
Durchforstung großer Datenmengen genutzt 
werden kann? Bei der Verfolgung von Kin-
derpornografie ermöglichen bereits jetzt 
Algorithmen eine umfassende Auswertung 
enormer Datenmengen innerhalb kürzester 
Zeit. Es stellt sich aber zudem die Frage, ob 
die hier gewonnen Erkenntnisse nicht auch 
in Zukunft für die Verfolgung von Strafta-
ten in anderen Deliktsfeldern genutzt wer-
den müssen, die im oder mithilfe des Inter-
nets begangen worden sind. 

Das innovative Projekt der Polizei Rhein-
land-Pfalz gemeinsam mit dem Deutschen 
Forschungszentrum für Künstliche Intel-
ligenz (DFKI) ist ein Schritt in die richtige 
Richtung. Es muss aber auch allen klar sein, 
dass diese Technik die Bewertung durch den 
Menschen nicht ersetzen kann. 

Technik und Personal immer 
zusammen denken 

Es wird erforderlich sein, die technische und 
die personelle Ausstattung der Kriminalpoli-
zei – wie der gesamten Polizei – in Zukunft 
systematisch miteinander zu verknüpfen. 

Mit der Implementierung neuer Tech-
nik muss immer auch der damit verbun-
dene (Mehr-)Aufwand an Zeit- und Fortbil-
dungsbedarfen gesehen werden. Ein Punkt, 
der seit Jahren leider geringgeschätzt wur-
de. Einfach immer nur draufpacken funk-
tioniert eben nicht. Die daraus erwachsen-
den Ansprüche der Beschäftigten auf Pers-
pektive und Aufstiegschancen dürfen nicht 
ignoriert werden, will man die Kriminalpoli-
zei endlich wieder attraktiv machen. 

Perspektive statt Notlösung 

Dass erfahrene Ermittler:innen die Kripo 
bzw. ihr Tätigkeitsfeld verlassen müssen, 

um beruflich weiterzukommen, führt zu 
sinkender Attraktivität der Kriminalpolizei. 

Wer sich fachlich spezialisiert und qua-
lifiziert, wer Erfahrung angesammelt hat, 
wer zufrieden und motiviert in seinem Tä-
tigkeitsfeld ist, der sollte dort auch blei-
ben, und zwar ohne einen „Karriereknick“ 
zu empfinden oder zu erleben. Neben den 
sog. „Führungskarrieren“ müssen in der ge-
samten Polizei auch „Fachkarrieren“ mög-
lich sein. 

Dass die psychischen Belastungen der 
Arbeit in bestimmten Bereichen der Krimi-
nalpolizei nunmehr im Rahmen von „GAP 
K“ betrachtet werden, ist ein wichtiges Sig-
nal. Wir setzen auf den ergebnisoffenen Um-
gang mit dieser Thematik. Fakt ist, dass mo-
netäre Anreize die psychischen Belastungen 
nicht ausgleichen können, insofern dürften 
Instrumente wie regelmäßige Supervisionen 
die besseren Instrumente sein. Es handelt 
sich bei den Zulagen jedoch um Hygienefak-
toren, die aber dann wichtig sein können, 
wenn alle anderen Instrumente nicht grei-
fen oder zu kurz kommen. 

Die Polizei als Ganzes in einem Flächen-
land denken – wir müssen aufpassen, dass 
wir uns nicht zurückentwickeln! 

Einer Organisationsreform der Krimi-
nalpolizei und einer damit einhergehenden 
Verlagerung dieser von der Fläche in die Kri-
minaldirektionen erteilt die GdP eine klare 
Absage. Die aktuelle Organisationsstruk-
tur in einem Zusammenspiel von Zentrali-
sierung, Spezialisierung, Dezentralisierung 

bzw. Kriminalpolizei in der Fläche wurde 
mühsam aufgebaut. 

Einen Schritt in die Zeit Anfang der 90er-
Jahre würde einen Rückschritt für die Poli-
zei Rheinland-Pfalz bedeuten. Wir würden 
uns zurückentwickeln, weil am Personal ge-
spart wird, Bedarfe nicht erkannt werden 
und wir uns die Zeit für vernünftige Lösun-
gen nicht lassen. Wollen wir das? 

Die Kriminalinspektionen in der Fläche 
haben sich bewährt. Die Polizei Rheinland-
Pfalz gestaltet den Integrativen Ansatz und 
das Zusammenspiel zwischen schutz- und 
kriminalpolizeilicher Arbeit im Flächen-
land in vorbildhafter Weise. Bei uns wird 
die Zusammenarbeit besonders gelebt und 
werden Basics vermittelt, welche für die ge-
samte Organisation hilfreich sind. Darüber 
hinaus wird ein gegenseitiges Verständnis 
für die Arbeit der anderen Sparte erzeugt. 
Nicht umsonst sprechen K-Beamtinnen und 
K-Beamte bei den Inspektionen von ihrer 
PI und sprechen Beamtinnen und Beam-
te der Schutzpolizei bei den Kriminalins-
pektionen von ihrer Kriminalpolizei. Dies 
nehmen auch die Bürger:innen in unserem 
Land wahr. Aber auch den Kolleg:innen in 
der Fläche muss die Chance für Perspekti-
ven gegeben werden, wie z. B. Herausgeho-
bene Sachbearbeiter:innen nach A 12 bzw. 
sog. Fachkarrieren. Das bedingt aber, dass 
der gedeckelte Topf der A 12- und A 13-Stel-
len endlich zukunftsfähig gemacht wird. 
Darüber hinaus muss die Organisation 
aber auch der Bekämpfung von veränder-
ten Kriminalitätsphänomenen bzw. Tatbe-
gehungsweisen gerecht werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,  
ich habe Fragen aufgeworfen und Lö-

sungen andiskutiert, Gedanken geäußert 
und Herausforderungen beispielhaft skiz-
ziert. Die GdP erarbeitet aktuell – unter 
breiter Beteiligung der Basis – ein umfas-
sendes Positionspapier hierzu. Wir werden 
dieses nach Fertigstellung und Beratung in 
den zuständigen Gremien der Öffentlichkeit 
und der Politik vorstellen. Habe ich euer In-
teresse geweckt? Wollt ihr uns eure Auffas-
sung mitteilen? Habt ihr Interesse, euch an 
der Diskussion zu beteiligen? Dann meldet 
euch bei Sven Hummel (sven.hummel@gdp-
rlp.de) dem Fachausschuss Kriminalpolizei 
(frank.wimmel@gdp-rlp.de) oder bei mir 
persönlich (sabrina.kunz@gdp-rlp.de). Eure 
Meinung ist uns wichtig. 
Eure Sabrina Kunz

Zuständig für die Kripo-Themen: Sven Hummel

F
o

to
: S

v
e

n
 H

u
m

m
e

l



DP Deutsche Polizei 10/2021 | Rheinland-Pfalz 3

INTERVIEW MIT JOHANNES KUNZ UND STEFAN POHL

Das LKA macht 
in Künstliche 
Intelligenz

Beim LKA Rheinland-Pfalz wurde ein so-
genanntes TransferLab zur Forschung 

im Bereich Künstliche Intelligenz (KI) für 
die Polizei eingerichtet. Der Begriff Trans-
ferLab beschreibt hier die Zusammenarbeit 
des LKA, des BKA und des Deutschen For-
schungszentrum für Künstliche Intelligenz 
GmbH (DFKI) in Kaiserslautern und kann 
als völlig neuer und innovativer Weg be-
zeichnet werden. 

Daher wollte die DP mehr wissen und hat 
mit dem Präsidenten des LKA, Herrn Johan-
nes Kunz, und dem Dezernats- und Projekt-
leiter in RP, Herrn Stefan Pohl, das Gespräch 
gesucht. 

DP: Sehr geehrter Herr Kunz, wie ist 

das Projekt entstanden? 

Kunz: Die Arbeitsaufwände in unse-
ren Tätigkeiten, insbesondere im Bereich 
der Auswertung, nehmen kontinuierlich 
zu, das beobachten wir schon seit einigen 
Jahren. Und da ist der Gedanke an Künstli-
che Intelligenz einfach naheliegend. Wenn 
es Möglichkeiten gibt, mit den Aufwänden 
umzugehen, müssen wir die auch nutzen. 
Und das Deutsche Forschungszentrum ver-
fügt in diesem Bereich durch eigene For-
schung über eine ausgewiesen hohe Exper-
tise, was jedoch bisweilen fehlt, sind echte 
Anwendungsfälle. Die haben wir; dement-
sprechend bestand beim DFKI ein hohes In-
teresse an der Arbeit mit uns und den ech-
ten polizeilichen Use-Cases oder Anwen-
dungsfällen, die wir zusammen mit dem 
BKA bieten können. Nach einem Gespräch 
der Staatssekretärin mit allen Behördenlei-
tern war dann klar, dass das Thema beim 
Landeskriminalamt angesiedelt wird, und 
nun kümmern wir uns darum.

DP: Was soll denn nun konkret in dem 

Projekt passieren?

Pohl: Ein Forschungsfeld sind die Bil-
der von Schuhspuren. Die sollen automati-
siert abgeglichen und geprüft werden: Sind 

da sich wieder-
holende Muster 
enthalten und 
gibt es dann 
Übereinstim-
mungen? Und 
das Besondere an KI ist natürlich auch, dass 
das System sich weiterentwickeln, besser 
werden kann. Beim zweiten Tätigkeitsfeld 
geht es um die digitalen Beweismittel, de-
ren Volumen ja bekanntlich extrem zuneh-
men. Hier wollen wir Möglichkeiten finden, 
Messengerdaten auszuwerten und selbstler-
nende Filter einzusetzen. Ein Beispiel ist das 
aus den Medien bekannte EncroChat-Straf-
verfahren im OK-Bereich aus dem Jahr 2020, 
in dem über eine Million Datensätze bear-
beitet werden müssen. Außerdem haben 
wir die Sprache im Blick. Hier kann uns KI 
bei dem Erkennen von Fremdsprachendia-
lekten helfen, um gezielt korrekte Dolmet-
scher einzubinden. Das Schöne ist auch 
hier, dass man die KI anlernen kann, Din-
ge selbstständig zu erlernen. Zuletzt wird 
es noch um die Wiederherstellung von ge-
löschten Daten auf Festplatten u. ä. gehen. 
Bei all den Themen versuchen wir, mittels 
KI riesige Datenmengen wieder handhab-
bar zu machen. 

DP: Also müssen sich die Menschen 

keine Gedanken machen, dass ein Ro-

boter ihre Strafanzeigen bearbeitet?

Kunz: Nein, auf keinen Fall. Wir wol-
len mit dem Projekt erreichen, dass künst-
liche Intelligenz kein Fremdwort in der Po-
lizei ist und ein echter Mehrwert entsteht, 
für die ganze Polizei. Dafür war es uns auch 
wichtig, konkrete Ziele zu setzen und auch 
Abgrenzungen zu schaffen. Wenn wir allzu 
viel in das Projekt hineinpacken, sehen wir 
das Ziel nicht mehr klar. Wir wollen Ergeb-
nisse präsentieren, die wir konkret gebrau-
chen können. Dazu muss man sich bei dem 
Thema auf jeden Fall fokussieren.

DP: Stefan, wie sieht das so jeden Tag 

bei euch im Dezernat aus?

Pohl: Tatsächlich hat das LKA für das 
Forschungslab zwei Stellen in der E 14 zu-
gesprochen bekommen, die sich in unserem 
Dezernat 25, IUK-Forensik, mit nichts ande-
rem beschäftigen als der Forschung in den 
oben beschriebenen Gebieten. Dies stellt ei-
nen großen Unterschied zu sonstigen Projek-
ten dar, bei denen die Mitarbeitenden ledig-
lich solche Innovationsarbeiten nebenher 
leisten. Inhaltlich arbeiten wir nach einem 
empirischen Prozessmodell. Was heißt das? 
Die Forschungsziele in den vier Themen sind 
zunächst nur grob beschrieben. Wir setzen 
uns dann Ziele, mit konkret verwendbaren 
Ergebnissen für einen beherrschbaren Zeit-
raum von vier Wochen. Die Mitarbeitenden 
arbeiten in den vier Wochen autark an ihren 
Themen. Nach vier Wochen machen wir den 
„Cut“, machen einen Abgleich zwischen Zie-
len und Ergebnissen. Anhand der Erfahrun-
gen und Ergebnisse werden die groben For-
schungsziele konkretisiert und so im Laufe 
der einzelnen Forschungsintervalle immer 
detaillierter und konkreter. Wirklich neu 
hieran ist die Zusammenarbeit mit dem DFKI 
und dem BKA. Durch das gemeinsame Trans-
ferLab besprechen wir uns zeitlich engma-
schig mit den anderen Forschungslab-Betei-
ligten und tauschen uns aus. Dann kann bei 
Bedarf sehr schnell reagiert und angepasst 
werden und es findet ein toller Know-how-
Transfer zwischen den beteiligten Organisa-
tionen statt. Das ist auch der Grund, warum 
die Arbeit im „Lab“ gerade von allen Betei-
ligten als sehr gewinnbringend erlebt wird.

DP: Vielen Dank für das Gespräch. I

Fo
to

: P
ix

ab
ay

Johannes Kunz (Mitte), Stefan Pohl (links) und Stefanie Loth im Gespräch zum laufenden 

TransferLab, welches die Forschung zu Künstlicher Intelligenz bei der Polizei RLP beinhaltet.
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 „  
Nach den vielen Lobeshymnen 
auf den öffentlichen Dienst in 
den letzten Wochen und 
Monaten soll sich jetzt auch 
was im Geldbeutel tun!

Sanja Ottinger-Lorösch, Personalrätin bei der Polizeidirek-

tion Ludwigshafen freut sich Ansprechpartnerin zu sein.

Christoph Hanschke, Funksprecher auf der Führungs-

zentrale Mainz will für mehr Transparenz sorgen.

Eric Betzing, FLIR-Operator bei der Hubschrauberstaffel 

Rheinland-Pfalz in Winningen hat das Ohr nah bei den Leuten.

Sanja Ottinger-Lorösch Christoph Hanschke Eric Betzing
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TARIFVERHANDLUNGEN

Tarifbotschafter stehen bereit

Laut Einschätzung unserer Tarifexpertin Isabel Sorg werden die Tarifverhandlungen schwierig. Zu befürchten ist, dass die Arbeitgeber-

seite versuchen wird, das Eingruppierungsrecht zu beschneiden und damit für die Tarifbeschäftigten die Bezahlung zu verschlech-

tern. Kurz bevor steht die Auftaktveranstaltung der Tarifverhandlungen am 8. Oktober in Berlin, höchste Zeit, euch die ersten drei Tarif-

botschafter aus Rheinland-Pfalz vorzustellen, die noch einmal intensiv beschult wurden, um euch noch besser Rede und Antwort auf all 

eure Fragen stehen zu können: 

VEREIDIGUNG

Herzlich Willkommen 
24. und 25. Bachelor!

Der 24. und der 

25. Bachelorstu-

diengang wurde am 

1. September an der 

Hochschule verei-

digt, insgesamt 538 

(davon 165 Frauen) 

Menschen, die ih-

ren Weg ins Berufs-

leben finden. 

Die GdP freut 

sich außerordent-

lich, denn die-

se Verstärkung 

braucht die Polizei 

unbedingt. I 

Perfekt choreographiert standen die Studentinnen und 

Studenten auf dem Sportplatz für ihre Vereidigung bereit.
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Am Rande der Vereidigung bedankt sich die Landesju-

gendvorsitzende Jennifer Otto bei Friedel Durben für 

sein Engagement für den polizeilichen Nachwuchs und 

wünscht Uwe Lederer alles Gute für die Zukunft als Lei-

ter der Hochschule der Polizei.
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RECHTSSCHUTZ

BGH zur Beitragsanpassung in der 
privaten Krankenversicherung

In den letzten Monaten hat sich der BGH 
mehrmals mit der Frage auseinanderge-

setzt, unter welchen Voraussetzungen eine 
Beitragserhöhung in der privaten Kranken-
versicherung wirksam wird.

Mit zwei Urteilen vom 16. Dezember 2020 
(IV ZR 294/19 und IV ZR 314/19) hat der BGH 
präzisiert, welche Angaben der Versicherer 
im Rahmen einer Prämienanpassung nach 
§ 203 Abs. 5 VVG machen muss. Diese Vor-
schrift verlangt die Angabe der „maßgeb-
lichen Gründe“ für die Neufestsetzung des 
Versicherungsbeitrags. Nach dem Gesetz ist 
eine Anpassung nur möglich, wenn sich die 
für die Beitragsberechnung relevante Rech-
nungsgrundlage verändert hat. Maßgebli-
che Rechnungsgrundlage für die Höhe des 
Beitrags sind die Versicherungsleistungen 
und die Sterbewahrscheinlichkeiten. Fällt 
eine dieser Rechnungsgrundlagen höher als 
kalkuliert aus, so darf der Versicherer den 
Beitrag einseitig anpassen. Der neue Beitrag 
ist dann ab dem zweiten Monat nach der Mit-
teilung der Änderung wirksam.

Voraussetzung ist aber, dass der Versiche-
rer in der Mitteilung über die Beitragsanpas-

sung die Rechnungsgrundlage(n) angibt, de-
ren Veränderung die Beitragserhöhung aus-
löst. Eine allgemein gehaltene Mitteilung, aus 
der nicht eindeutig hervorgeht, ob eine Ver-
änderung der Versicherungsleistungen oder 
der Sterbewahrscheinlichkeiten (oder beider 
Rechnungsgrundlagen) eine Prämienanpas-
sung nötig macht, reicht nicht aus. Darüber hi-
nausgehende Angaben sind für eine wirksa-
me Anpassung des Beitrags nicht erforderlich. 
Insbesondere muss der Versicherer nicht an-
geben, in welcher Höhe sich die maßgebliche 
Berechnungsgrundlage verändert hat. In den 
beiden oben genannten Verfahren hatte der 
Versicherer die Versicherungsnehmer jeweils 
nur allgemein über die Voraussetzungen einer 
Beitragserhöhung informiert. Das ist nach An-
sicht des BGH nicht genug.

Ist die Beitragsanpassung unwirksam, 
so kann man die Differenz zwischen dem 
zu Unrecht erhöhten Beitrag und dem vor-
herigen Beitrag vom Versicherer zurückfor-
dern, und zwar verzinst. Dies ist für min-
destens die letzten drei Jahre möglich. Eine 
Einschränkung gibt es aber: Der Versicherer 
kann die eigentlich unwirksame Beitrags-

anpassung zu einem späteren Zeitpunkt 
für die Zukunft wirksam machen, wenn er 
die Begründung der Anpassung nachholt. 
Der neue Beitrag wird dann ab dem zwei-
ten Monat nach der (nachgeholten) Angabe 
der Gründe wirksam. Auch eine Beitragser-
höhung zu einem späteren Zeitpunkt – so-
fern sie die gesetzlichen Voraussetzungen 
erfüllt – kann die frühere unwirksame Er-
höhung „heilen“. 

In zwei nachfolgenden Urteilen vom 10. 
März 2021 (Az.: IV ZR 353/19) und 14. April 
2021 (Az.: IV ZR 36/20) hat der BGH seine 
Rechtsauffassung bestätigt.

Hinweis: Der GdP-Rechtsschutz gilt in ar-
beits- und dienstrechtlichen Streitigkeiten. 
Da die Streitigkeiten mit der privaten Kran-
kenversicherung nicht dazu zählen, können 
wir euch bei Problemen mit eurem Versiche-
rer leider weder beraten noch vertreten.
Frauke Holzenthal (Ass. Jur./Referentin)

MITARBEITERIN DER GESCHÄFTSSTELLE

Im Rechtsschutz tätig: Frauke Holzenthal
Die 33-Jährige Mainzerin hat Jura und französisches Recht in Saarbrücken studiert und im Anschluss 
dort das Referendariat mit zweitem Staatsexamen abgeschlossen.  Nach einer Tätigkeit im Zentrum für 
Europäischen Verbraucherschutz ist sie seit 2020 bei uns in der Geschäftsstelle tätig und kümmert sich 
als Volljuristin um eure Rechtsschutzanträge. I Eine der drei Jurist:innen 

bei der Geschäftsstelle: 

Frauke Holzenthal
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Bitte nutzt für Rechtsschutzanliegen 

folgende Mail-Adresse: 

rechtsschutz@gdp-rlp.de
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AUS DEM HPRP

Reaktion auf abnehmende 
Bewerberzahlen

Interne Revision

Die Behörden sollen dezentral besonders 
sensible Bereiche im Blick haben, hierzu 
gehört z. B. die Asservatenverwaltung. Eine 
Arbeitsgruppe wird zu Einzelbereichen u. a. 
die Vorschriftenlage, der tatsächliche Um-
gang und mögliche Schwachstellen unter-
suchen.

Diensthundewesen

Mit der neuen Tierschutz-Hundeverord-
nung wird ein hundertprozentig gewaltfrei-
er Umgang mit Tieren gefordert. Bei der Aus-
bildung, bei der Erziehung und beim Trai-
ning von Hunden sind Stachelhalsbänder 
oder die Verwendung anderen für die Hun-
de schmerzhafte Mittel verboten. Diese Ge-
setzesänderung und andere Themen werden 
in der landesweiten Arbeitsgruppe behan-
delt werden.

Einstellung IT-Kriminalistinnen/ 
-Kriminalisten

19 Bewerberinnen und Bewerber haben ein 
Einstellungsangebot für den Qualifizie-
rungslehrgang zu IT-Kriminalistinnen und 
-Kriminalisten erhalten.

Brandermittlungsfahrzeuge

Dem HPR wurde zur Zustimmung die tech-
nische Leistungsbeschreibung zur Beschaf-
fung von Kriminaltechnikkraftwagen für 
Brandermittler (KRIKW Brand) vorgelegt. 
Ab 2022 sollen insgesamt 16 solcher Fahr-
zeuge nach und nach beschafft werden. Die 

sogenannten getrennten Schwarz-Weiß-Be-
reiche werden erstmals bei der Polizei so 
vorgesehen. In der Arbeitsgruppe wurden 
die Anwender aus den Präsidien und dem 
LKA einbezogen. 

Das Gremium stimmte der Vorlage zu 
und betont die Bedeutung ausreichend gro-
ßer Waffenfächer.

Änderung der Studienordnung 

Für den Bachelorstudiengang Polizeidienst 
an der Hochschule der Polizei wurden beim 
3.000-Meter-Lauf Änderungen vorgenom-
men. 

Aufgrund von Erfahrungswerten wurde 
bei den 3.000-Meter-Läufen die Zeiten bei 
den Frauen und Männern angepasst, sodass 
die Trainingsaufwände der Männer und der 
Frauen sich angleichen können. 

Vorübergehende Änderungen 
im Eignungsverfahren 2021

Für den Einstellungstermin Oktober 2021 
liegt eine schwache Bewerberlage vor. Das 
Ziel sind 300 Einstellungen. Daher wird aus-
nahmsweise eine Änderung in der Einstel-
lungspraxis vorgenommen. Wenn Bewer-

bende einen Testbaustein des Intelligenz-
und Leistungstest nicht bestehen, aber 
mindestens 25 Punkte erreichen, kann man 
ihnen trotzdem eine Einstellungszusage 
machen, wenn sie über ein abgeschlosse-
nes Studium oder eine Schulnote von bes-
ser als 2,5 verfügen.

Änderung der Verwaltungs- 
vorschrift geringfügige 
Ordnungswidrigkeiten (Owi)

Die Verwaltungsvorschrift zur Ahndung 
von geringfügigen Ordnungswidrigkeiten 
aus dem Jahr 2010 ist veraltet und wurde 
überarbeitet. Neben aktualisierten Verwei-
sungen auf andere Gesetze wurde eine Er-
mächtigung zur Ahndung von geringfügi-
gen Owis nach § 115 Abs. 1 und 2 des POG 
ergänzt, also Owis bis 55 €. Mögliche An-
wendungsfälle sind Zuwiderhandlungen ge-
gen vollziehbare Platzverweise, Meldeaufla-
gen und Aufenthaltsverbote. 

Sabrina Kunz (06131) 16-3365
René Klemmer (06131) 16-3378
Steffi Loth (06131) 16-3379 o. 65-3040
Sven Hummel (06131) 16-3380
Ingo Schütte (06313) 16-3233 o.65-3030
Gabriele Schramm (06131) 16-3381 I

Bitte nutzt für Rechtsschutzanliegen 

folgende Mail-Adresse: 

rechtsschutz@gdp-rlp.de
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Einladung Kreis-
gruppe PP/PD Koblenz

Hiermit möchten wir euch am 25. Novem-
ber 2021 zur Mitgliederversammlung der 
Kreisgruppe Koblenz einladen. Aufgrund 
der nicht voraussehbaren Pandemieentwi-
cklung kann der Versammlungsort zum aktu-
ellen Zeitpunkt noch nicht bestimmt werden. 
Ggfs. erfolgt die Mitgliederversammlung er-
neut virtuell. Daher bitten wird für die weite-
re Organisation eine Anmeldung zur Mitglie-
derversammlung unter ppkoblenz.gdpkgko@ 
polizei.rlp.de. Weitere Informationen sowie 
die Tagesordnung werden übersandt.  I

Einladung der Senio-
ren der BG Koblenz

Am Donnerstag, dem 28. Oktober 2021, ab 15 
Uhr, findet im Soldatenfreizeitheim „Haus 
Horchheimer Höhe“, Von-Galen-Straße 1–5, 
56076 Koblenz, die Neuwahl des regionalen 
Seniorenvorstandes der BG Koblenz statt. 
Wahlberechtigt sind alle Mitglieder der Se-
niorengruppen der Kreisgruppen PD Ma-
yen, Westerwald/Rhein-Lahn, Neuwied-Al-
tenkirchen und PP/PD Koblenz.

Informationen wurden bereits in der DP 
9/21, S. 8, veröffentlicht. Teilnehmermeldun-
gen bitte bis zum 17. Oktober 2021 per E-Mail 
an senioren.koblenz@gdp-rlp.de
Jürgen Kohl

Einladung Senioren 
Bezirksgruppe Mainz

Die Senioren der Bezirksgruppe Mainz laden 
für den 26. Oktober 2021 um 14 Uhr zur virtu-
ellen Sitzung mit Neuwahlen des Vorstandes 
ein. Anmeldungen bitte an Ernst Scharbach: 
ernst.scharbach@gdp-rlp.de I

KREISGRUPPE MAINZ

Ingo Volp rockt die Mainzer

Zusammen mit Jana Ritter und Thomas Ne-
ser kümmert sich Ingo Volp ab jetzt um die 
über 800 Mitglieder der Kreisgruppe Mainz. 
Er schätzt die GdP als Familie, die hilft und 
da ist, wenn man sich braucht. Vorher be-
reits in der Jungen Gruppe aktiv hat er sich 
schon durch erste Aktionen in die Arbeit ge-
stürzt. Ein Dank geht auch an die Vorgän-
gerin Steffi Loth, die einen dicken Blumen-
strauß dafür bekam, dass sie mit Thomas 
Neser die letzten vier Jahre wuppte. Verab-
schiedet wurde auch der rührige Hans-Jür-
gen Rinner, der nach 13 Jahren Senioren-
betreuung nun die Zeit ganz für sich nutzt, 
verdient hast du es dir! Geehrt wurde für 40 
Jahre Mitgliedschaft der Polizeivizepräsi-
dent Thomas Brühl. Herzlicher Dank geht an 
alle, die bei der Kreisgruppe Mainz mitge-
wirkt haben und ihr treu geblieben sind! I

Freut sich auf seine Tätigkeit als Kreisgruppenvorsitzen-

der: Ingo Volp
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SEMINAR RUHESTAND IM WANDEL

Ruhestand ante Portas

Nach einer sehr langen Wartezeit kann die 
Landesseniorengruppe endlich wieder mit 
ihren Seminaren aufwarten.

In einem ersten Anlauf trafen sich 18 An-
wärter/-innen in dem Hotel Rheinhessen 
INN im rheinhessischen Wörrstadt zum Se-
minar „Vorbereitung auf den Ruhestand“. 
Unter der bewährten Leitung von Ernst Marx 
und Heinz Rahm wurde wieder ein vielfäl-
tiges Angebot dargeboten, was den Einstieg 
in den bevorstehenden Lebensabschnitt er-
leichtern soll.  Die anregenden Themen wie 
Richtig erben und vererben, Beihilfe, Kom-

munikation–Interaktion–Information, Al-
tersgerechte Ernährung, Älterwerden als 
Herausforderung, Gesundheitsförderung 
durch Bewegung, Vorsorgevollmacht/Be-
treuungs- und Patientenverfügung erbrach-
ten interessante Neuigkeiten und führten 
zu vielerlei Diskussionen. Eingebettet in 
ein Corona-Konzept konnte in der homoge-
nen Gruppe auch die Geselligkeit ihren Lauf 
nehmen. Insofern wurde der Veranstaltung, 
die man sich nicht entgehen lassen sollte, 
ein positives Resümee erteilt. 
Heinz Rahm

Zufriedene Seminarteilnehmerinnen und -teilnehmer
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